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Inhalte und Ergebnisse

AUSGANGSLAGE
Die EU-Verordnung über die elektronische 
Identifizierung und Vertrauensdienste für 
elektronische Transaktionen (eIDAS-VO) bildet 
die neue rechtliche Grundlage für die EU-weite 
Nutzung elektronischer Identifizierungsmittel 
und elektronischer Signaturen. 

Inhalte der eIDAS-Verordnung

FORSCHUNGSFRAGEN
Wie verändern sich die rechtlichen Grundla-
gen des Records Managements in der öffentli-
chen Verwaltung durch das Inkrafttreten der 
eIDAS-Verordnung? Welche Auswirkungen hat 
dies auf die Prozessabläufe? Welche Stärken 
und Schwächen zeichnen den neuen rechtlich-
organisatorischen Rahmen aus und welche 
Chancen und Risiken ergeben daraus für deut-
sche Behörden?

VORGEHENSWEISE
- Vergleich zwischen aktuellem rechtlich-
organisatorischem Rahmen und eIDAS-VO

- Abbildung der Prozessabläufe des Robert 
Koch-Instituts als Beispiel einer Behörde 
mittels BPMN-Modellierung

- Anwendung der neuen rechtlichen Anforde-
rungen auf die beschriebenen Prozessabläufe 
und Erarbeitung von konkreten Handlungs-
empfehlungen zur Anpassung der Prozesse

- Untersuchung der veränderten Rechtslage 
und der damit einhergehenden Neuerungen 
im Arbeitsablauf einer Behörde in einer 
SWOT-Analyse
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FAZIT
Dem Ziel eines digitalen europäischen Kom-
munikationsraums ist man durch die verbindli-
che eIDAS-Verordnung einen entscheidenden 
Schritt näher gekommen. Für die öffentliche 
Verwaltung in Deutschland bringt sie teilweise 
weitgreifende Veränderungen mit sich. Grund-
sätzlich lässt sich für Behörden eine positive 
Bilanz aus der Betrachtung ziehen. Die neuen 
Regelungen vereinfachen Prozesse in vielen 
Fällen und erweitern die Möglichkeit zur be-
weissicheren, nationalen sowie internationalen 
Kommunikation. 

Durch die vereinfachte Handhabung der 
Vertrauensdienste sind ein Bedeutungsgewinn 
von elektronischen Signaturen und deren er-
höhte Verbreitung unter den Bürgern zu erwar-
ten. Die Kommunikation zwischen Bürgern 
und Behörden wird sich dadurch weiter in den 
digitalen Raum verschieben. Durch die eIDAS-
Verordnung wird somit der Gedanke des 
E-Governments weitergeführt und zu dessen 
Umsetzung beigetragen.

Posteingang eines Papierdokuments als Beispiel eines Prozessmodells


